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Der XI. Parteitag der SED orientierte auf ein hohes Niveau 
der Berufsbildung. Die Erziehung und Ausbildung des 
Facharbeiternachwuchses muß auch künftige Erfordernisse 
der Meisterung von Wissenschaft und Technik einschließen.12 
Diesem Ziel dienen u. a. folgende drei Rechtsvorschriften:

Die АО über die Kooperation der Betriebe auf dem Gebiet 
der Berufsbildung und die Entwicklung des Netzes der Ein­
richtungen der Berufsbildung vom 15. April 1986 (GBl. I 
Nr. 18 S. 278) ist darauf gerichtet, eine hohe volkswirtschaft­
liche, bildungspolitische und bildungsökonomische Effektivi­
tät durch enge Zusammenarbeit mit anderen Betrieben — so­
wohl im Kombinat als auch im Territorium — zu gewährlei­
sten. Diese Kooperation ist vor allem für solche Betriebe 
wichtig, bei denen durch Veränderungen der Berufsstruktur 
Bedarf an Nachwuchs in Facharbeiterberufen neu entsteht. 
Grundlage der Kooperation sind Vereinbarungen zwischen 
den Betrieben über bestimmte Lehrgänge im berufsprakti­
schen Unterricht in der Grundlagenausbildung, in der gesam­
ten berufspraktischen Grundlagenausbildung sowie in der 
Berufsausbildung mit Abitur. Die Betriebe haben das Kombi­
nat und den Rat des Kreises darüber zu informieren. An For­
men der kooperativen berufspraktischen Ausbildung im 
Handwerk können sich auch andere Betriebe beteiligen.

Bewertungen und Prüfungen in der Facharbeiterausbil­
dung noch wirksamer für die Ausprägung des Leistungsstfe- 
bens der Jugendlichen zu nutzen ist Anliegen der neuen АО 
über die Facharbeiterprüfung vom 15. Mai 1986 (GBl. I Nr. 21 
S. 309). Mit der Facharbeiterprüfung soll der Prüfungsteil­
nehmer nachweisen, wie er die in den staatlichen Lehrplänen 
geforderten und erworbenen Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Fertigkeiten schöpferisch und selbständig in der Praxis an­
wenden kann und somit die an einen Facharbeiter gestellten 
Leistungsanforderungen erreicht. Die Facharbeiterprüfung 
umfaßt die Einschätzung der Leistungen im Unterricht und in 
der Abschlußprüfung sowie die Anfertigung und Verteidigung 
einer schriftlichen Hausarbeit.

Die АО enthält Festlegungen zu den Aufgaben und zur 
Arbeitsweise der Prüfungskommissionen sowie Vorausset­
zungen für den Prüfungserlaß und besondere Regelungen für 
berufserfahrene Werktätige. So kann Lehrlingen und Werk­
tätigen mit sehr guten Leistungen die Prüfung erlassen wer­
den, oder sie können ihre Ausbildung vorzeitig beenden. 
Keine Abschlußprüfungen sind durchzuführen für Frauen 
über 35 Jahre und Männer über 40 Jahre, wenn sie minde­
stens drei Jahre im entsprechenden Facharbeiterberuf tätig 
waren. Frauen über 40 Jahre und Männern über 45 Jahre, 
die sich besonders um die Entwicklung ihres Betriebes ver­
dient gemacht haben, sowie Inhabern von Beschädigtenaus­
weisen der Stufen II bis IV kann die Facharbeiterqualifika­
tion zuerkannt werden, wenn sie mindestens 10 Jahre die 
Tätigkeiten dieses Facharbeiterberufes ausüben und bestän­
dig Facharbeiterleistungen vollbringen und sich auch gesell­
schaftlich bewährt haben.

Grundsätzlich können bei Notwendigkeit Nach- oder Wie­
derholungsprüfungen durchgeführt werden, ohne daß jeweils 
der Lehr- oder Qualifizierungsvertrag verlängert werden 
muß. Gegen alle Entscheidungen der Prüfungskommission 
haben die Prüfungsteilnehmer das Recht der Beschwerde.

Entsprechend den gewachsenen bildungspolitischen Anfor­
derungen wurde eine neue 2. DB zur VO über die Aus- und 
Weiterbildung der Meister — Bewertungsordnung in der 
Meisterausbildung — vom 5. März 1986 (GBl. I Nr. 16 S. 255) 
erlassen. Die Bewertung ist Bestandteil der Meisterausbil­
dung. Sie ist so durchzuführen, daß Leistungsbereitschaft und 
Persönlichkeitsentwicklung des Teilnehmers gefördert wer­
den.

Die Direktoren der Einrichtungen der Berufsbildung, die 
Leiter der Produktions- bzw. Arbeitsbereiche und die Lehr­
kräfte sind für die gewissenhafte Bewertung und Einschät­
zung der Leistungen der Facharbeiter verantwortlich, die zu 
Meistern ausgebildet werden. Der Teilnehmer erhält nach 
Abschluß der Grundlagen- und Fachbildung Abschlußzensu­
ren und eine Leistungs- und Persönlichkeitseinschätzung. Bei 
abgeschlossenen Qualifizierungsmaßnahmen in einzelnen Be­
wertungsgebieten, die nicht länger als fünf Jahre zurücklie­
gen, ist die jeweilige Abschlußzensur zu übernehmen. Für die 
marxistisch-leninistische Grundlagenbildung wird die erfolg­
reiche Teilnahme an bestimmten Lehrgängen als Abschluß 
anerkannt.

Die erforderlichen Befähigungs- und Berechtigungsnach­
weise werden nach den dafür geltenden Prüfungsbestimmun­
gen erworben. Ihr Nachweis ist Bestandteil der Bewertung in 
der Spezialisierung. Teilnehmern mit einer dreijährigen Tä­
tigkeit als Leiter eines Meisterbereiches kann das Meister­
praktikum erlassen werden. Wird von einem Teilnehmer der 
Spezialisierung das Ziel der Ausbildung in der vorgegebenen

Zeit nicht erreicht, entscheidet der zuständige Leiter über eine 
Verlängerung, wenn Aussicht auf erfolgreichen Abschluß be­
steht.

Facharbeiterinnen über 45 Jahre und Facharbeitern über 
50 Jahre, die mindestens 10 Jahre als Leiter eines Meister­
bereichs tätig sind und regelmäßig an Weiterbildungsveran­
staltungen teilgenommen haben, kann auf Antrag des Leiters 
des Betriebes die Meisterqualifikation zuerkannt werden.

Die АО über die Hygiene in Küchen der Gemeinschaftsver­
pflegung und in Gaststätten — GemeinschaftsküchenAO — 
vom 30. April 1986 (GBl. I Nr. 20 S. 293) legt für die in der­
artigen Einrichtungen beschäftigten Werktätigen Verhaltens­
regeln und besondere hygienische Erfordernisse bei der Vor­
bereitung, Zubereitung und Ausgabe von Speisen fest. Im 
Mittelpunkt steht die noch bessere Wahrnehmung der Ver­
antwortung und Aufsichtspflicht für die Einhaltung recht­
licher Hygienebestimmungen in Gemeinschaftsküchen sowie 
die Sicherung der Qualität der Speisen und die Verhütung 
lebensmittelbedingter Krankheiten durch die Betriebs- und 
Gaststättenleiter, Küchenleiter und Köche sowie durch die 
Küchenkollektive. Unterstützt werden- sie durch haupt- und 
ehrenamtliche Hygienebeauftragte und Hygieneaktivs.

Spezifische Festlegungen werden zur Behandlung von Le­
bensmitteln, ihrer Roh-, Hilfs- und Zusatzstoffe sowie der 
Halbfertigerzeugnisse getroffen und konkrete Anforderungen 
an ihre sachgerechte Aufbewahrung und Verarbeitung, insbe­
sondere beim Umgang mit leicht verderblichen Lebensmitteln, 
gestellt. So sind beispielsweise Speisen der Gemeinschaftsver­
pflegung an bestimmte Ausgabefristen gebunden, die 4 Stun­
den nach der Fertigstellung der Speisen nicht überschreiten 
dürfen. Die Ausgabefrist in der Schüler- und Kinderspeisung’ 
beträgt 2 Stunden.

Im Interesse der Vermeidung von Keimübertragungen im 
Bereich der Lebensmittelherstellung und -Verarbeitung sowie 
bakterieller Lebensmittelvergiftungen der Essenteilnehmer 
durch die Gemeinschaftsverpflegung oder durch die Versor­
gung in Gaststätten werden in der АО konkrete Festlegun­
gen getroffen, die der Durchsetzung von Ordnung, Sauber­
keit und Hygiene in Gemeinschaftsküchen dienen und die 
helfen, vermeidbare Mängel umgehend zu beseitigen. Ge­
regelt werden in diesem Rahmen auch die sachgemäße Rei­
nigung und Desinfektion der Lager- und Produktionsräume, 
der Ausstattungs- und Einrichtungsgegenstände sowie der zu 
benutzenden Arbeitsgeräte.

Neu ist, daß der Küchenleiter als Hauptverantwortlicher 
für einen ordnungsgemäßen Ablauf des Küchenprozesses zu­
künftig an jährlich zu wiederholenden Schulungen teilnehmen 
und im Besitz eines Sachkundigennachweises auf dem Gebiet 
der Hygiene sein muß. Die Werktätigen in der Gemeinschafts­
küche sind vom Küchenleiter über die von der Staatlichen 
Hygieneinspektion in diesem Rahmen vermittelten Kennt­
nisse und Erfahrungen zu informieren.

Wer vorsätzlich oder fahrlässig bestimmte in der Gemein­
schaftsküchenAO festgelegte Rechtspflichten verletzt, kann 
mit Ordnungsstrafe belegt werden. Das Recht der Durchfüh­
rung eines Ordnungsstrafverfahrens ist dem Leiter der zu­
ständigen Staatlichen Hygieneinspektion übertragen.

Mit dem Ziel, den Gesundheits- und Arbeitsschutz weiter 
zu verbessern, Arbeitserschwernisse und Unfallrisiken zu 
verringern und die Effektivität der Planung, Produktion und 
Versorgung der den Werktätigen kostenlos zur Verfügung zu 
stellenden Körperschutzmittel weiter zu erhöhen, wurde die
6. DB zur ASVO — Körperschutzmittel — vom 31. März 1986 
(GBl. I Nr. 17 S. 265) neu gefaßt. So ist jetzt festgelegt worden, 
daß die Generaldirektoren und die Leiter der den Betrieben 
übergeordneten Organe jährlich mindestens einmal die Ver­
sorgungssituation mit Körperschutzmitteln in ihren Verant­
wortungsbereichen analysieren und die Schlußfolgerungen 
aus der Analyse den zuständigen Ministern bzw. Vorsitzenden 
der Räte der Bezirke übergeben müssen.

Für die Bereiche der Industrie, des Bau- und Verkehrs­
wesens sowie der Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft 
wurde geregelt, daß die den Werktätigen bereitzustellenden 
Körperschutzmittel in den Hauptpositionen und in den Ge­
samtkosten im Plan teil „Arbeite- und Lebensbedingungen“ 
auszuweisen sind. Die übergeordneten Leiter haben den Be­
trieben dieser Bereiche entsprechende Kostenlimite vorzu­
geben. Allen anderen Betrieben sind die jährlichen Gesamt­
kosten durch den Leiter des übergeordneten Organs zu be­
stätigen. Neu ist, daß nach Bestätigung der Gesamtkosten die

12 Vgl. E. Honecker, a. a. O., S. 67; Direktive des XI. Parteitages der 
SED .... a. a. O., S. 193 1.


